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Eigenerklärung für nicht präqualifizierte Unternehmen in folgendem
Vergabeverfahren

Maßnahmennummer Vergabenummer

Vergabeart

Öffentliche Ausschreibung Offenes Verfahren
Beschränkte Ausschreibung Nichtoffenes Verfahren
Freihändige Vergabe Verhandlungsverfahren
Internationale NATO-Ausschreibung Wettbewerblicher Dialog

Baumaßnahme

Leistung

Bewerber
Bieter
Mitglied der Bewerber- bzw. Bietergemeinschaft
Nachunternehmer
anderes Unternehmen

Umsatz des Unternehmens in den letzten drei abgeschlossenen 
Geschäftsjahren, soweit er Bauleistungen und andere Leistungen 
betrifft, die mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind unter 
Einschluss des Anteils bei gemeinsam mit anderen Unternehmen 
ausgeführten Leistungen

€

€

€

Angaben zu Leistungen, die mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind
Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir in den letzten 

drei Jahren1

fünf Jahren2

vergleichbare Leistungen ausgeführt habe/haben.

Falls mein/unser Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich/werden wir drei Referenznachweise mit 
mindestens folgenden Angaben vorlegen: 

Ansprechpartner; Art der ausgeführten Leistung; Auftragssumme; Ausführungszeitraum; stichwortartige 
Benennung des mit eigenem Personal ausgeführten maßgeblichen Leistungsumfanges einschl. Angabe der 
ausgeführten Mengen; Zahl der hierfür durchschnittlich eingesetzten Arbeitnehmer; stichwortartige 
Beschreibung der besonderen technischen und gerätespezifischen Anforderungen bzw. (bei Komplettleistung) 
Kurzbeschreibung der Baumaßnahme einschließlich eventueller Besonderheiten der Ausführung; Angabe zur 
Art der Baumaßnahme (Neubau, Umbau, Denkmal); Angabe zur vertraglichen Bindung (Hauptauftragnehmer, 
ARGE-Partner, Nachunternehmer); ggf. Angabe der Gewerke, die mit eigenem Leitungspersonal koordiniert 
wurden; Bestätigung des Auftraggebers über die vertragsgemäße Ausführung der Leistung

Bei einem Teilnahmewettbewerb sind die Referenznachweise bereits mit dem Teilnahmeantrag 
vorzulegen. 

zutreffendes ankreuzen
1 Vergabeverfahren nach Abschnitt 1 VOB/A
2 Vergabeverfahren nach Abschnitt 2 oder 3 VOB/A
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Angaben zu Arbeitskräften
Ich/Wir erkläre(n), dass mir/uns die für die Ausführung der Leistungen erforderlichen Arbeitskräfte zur 
Verfügung stehen.

Falls mein/unser Angebot in die engere Wahl gelangt, werde ich/werden wir die Zahl der in den letzten drei 
abgeschlossenen Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich beschäftigten Arbeitskräfte gegliedert nach 
Lohngruppen mit extra ausgewiesenem Leitungspersonal angeben. 

Bei einem Teilnahmewettbewerb sind die o.g. Angaben bereits mit dem Teilnahmeantrag vorzulegen.

Eintragung in das Berufsregister ihres Sitzes oder Wohnsitzes
Ich bin/Wir sind im Handelsregister eingetragen.
Ich bin/Wir sind nicht zur Eintragung in das Handelsregister verpflichtet.

Falls mein/unser Angebot/Teilnahmeantrag in die engere Wahl kommt, werde ich/werden wir zur Bestätigung 
meiner/unserer Erklärung vorlegen:
Gewerbeanmeldung, Handelsregisterauszug und Eintragung in der Handwerksrolle bzw. bei der Industrie- und
Handelskammer

Angabe zu Insolvenzverfahren und Liquidation

Ich/Wir erkläre(n), dass ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren 
weder beantragt noch eröffnet wurde, ein Antrag auf Eröffnung nicht mangels Masse abgelehnt wurde und 
sich mein/unser Unternehmen nicht in Liquidation befindet.
Ein Insolvenzplan wurde rechtskräftig bestätigt, auf Verlangen werde ich/werden wir ihn vorlegen.

Angabe, dass nachweislich keine schwere Verfehlung begangen wurde, die die Zuverlässigkeit als Bewerber 
in Frage stellt
Ich/Wir erkläre(n), dass
keine schwere Verfehlung vorliegt, die meine/unsere Zuverlässigkeit als Bewerber in Frage stellt z.B.
wirksames Berufsverbot (§ 70 StGB), wirksames vorläufiges Berufsverbot (§ 132a StPO), wirksame 
Gewerbeuntersagung (§ 35 GewO), Verstoß gegen § 81 Absatz 1 Nummer 1 GWB, rechtskräftiges Urteil 
innerhalb der letzten zwei Jahre gegen mich/uns oder Mitarbeiter mit Leitungsaufgaben einschließlich der 
Überwachung der Geschäftsführung oder der sonstigen Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender 
Stellung wegen

Terrorismusfinanzierung oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung 
oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu 
verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 StGB zu 
begehen (§ 89c StGB), Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern (§ 108e StGB), Artikel 2 § 2 
des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im 
Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr), Bildung krimineller Vereinigungen (§ 129 StGB), 
Bildung terroristischer Vereinigungen (§ 129a StGB), kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland 
(§ 129b StGB), Menschenhandel (§§ 232, 233 StGB), Förderung des Menschenhandels (§ 233a StGB),
Diebstahl (§ 242 StGB), Unterschlagung (§ 246 StGB), Erpressung (§ 253 StGB), Geldwäsche 
(§ 261 StGB), Betrug (§ 263 StGB), Subventionsbetrug (§ 264 StGB), Kreditbetrug (§ 265 b StGB), Untreue 
(§ 266 StGB), Urkundenfälschung (§ 267 StGB), Fälschung technischer Aufzeichnungen (§ 268 StGB), 
Delikte im Zusammenhange mit Insolvenzverfahren (§ 283 ff. StGB), wettbewerbsbeschränkende 
Absprachen bei Ausschreibungen (§ 298 StGB), Bestechung im geschäftlichen Verkehr (§ 299 StGB), 
Brandstiftung (§ 306 StGB), Baugefährdung (§ 319 StGB), Gewässer- und Bodenverunreinigung 
(§§ 324, 324 a StGB), unerlaubter Umgang mit gefährlichen Abfällen (§ 326 StGB), Vorteilsgewährung 
(§ 333 StGB), Bestechung (§ 334 StGB), jeweils auch in Verbindung mit § 335a StGB die mit Freiheitsstrafe 

von mehr als 3 Monaten oder Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen geahndet wurde. Einer Verurteilung 
oder der Festsetzung einer Geldbuße im Sinne der genannten Vorschriften stehen eine Verurteilung oder die 
Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich.

Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir in den letzten zwei Jahren nicht aufgrund eines Verstoßes gegen Vorschriften, 
der zu einem Eintrag im Gewerbezentralregister geführt hat, mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei
Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 € 
belegt worden bin/sind.
Ab einer Auftragssumme von 30.000 Euro wird der Auftraggeber für den Bieter, auf dessen Angebot der Zu-
schlag erteilt werden soll, einen Auszug aus dem Gewerbezentralregister gem. § 150a GewO beim Bundes-
amt für Justiz anfordern.
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Angaben zur Zahlung von Steuern, Abgaben und Beiträgen zur Sozialversicherung
Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir meine/unsere Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der 
Beiträge zur Sozialversicherung, soweit sie der Pflicht zur Beitragszahlung unterfallen, ordnungsgemäß erfüllt 
habe/haben.

Falls mein/unser Angebot/Teilnahmeantrag in die engere Wahl kommt, werde ich/werden wir eine 
Unbedenklichkeitsbescheinigung der tariflichen Sozialkasse3, eine Unbedenklichkeitsbescheinigung des 
Finanzamtes bzw. Bescheinigung in Steuersachen4 sowie eine Freistellungsbescheinigung nach § 48b EStG 
vorlegen.

Angabe zur Mitgliedschaft bei der Berufsgenossenschaft 
Ich bin/Wir sind Mitglied der Berufsgenossenschaft.

Falls mein/unser Angebot/Teilnahmeantrag in die engere Wahl kommt, werde ich/werden wir eine qualifizierte 
Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft des für mich zuständigen Versicherungsträgers
mit Angabe der Lohnsummen vorlegen.

Mir/Uns ist bekannt, dass die jeweils genannten Bestätigungen/Nachweise zu den Eigenerklärungen auf 
gesondertes Verlangen der Vergabestelle innerhalb der gesetzten angemessenen Frist vorgelegt werden 
müssen und mein/unser Angebot/Teilnahmeantrag ausgeschlossen wird, wenn die Unterlagen nicht 
vollständig innerhalb dieser Frist vorgelegt werden. 

(Ort, Datum, Unterschrift)5

3 soweit mein Betrieb beitragspflichtig ist
4 soweit das Finanzamt derartige Bescheinigungen ausstellt
5 nur erforderlich, wenn diese Eigenerklärung nicht Bestandteil eines unterschriebenen Angebotes ist



234
(Erklärung Bieter-/Arbeitsgemeinschaft)

© VHB - Bund - Ausgabe 2017 Seite 1 von 1

Bezeichnung der Bauleistung:

Maßnahmennummer Baumaßnahme

Vergabenummer Leistung

Erklärung der Bieter- /Arbeitsgemeinschaft

Wir, die nachstehend aufgeführten Unternehmen einer Bietergemeinschaft,

Bevollmächtigter Vertreter

Mitglied

USt-ID:

Weitere Mitglieder

Mitglied

USt-ID:

Mitglied

USt-ID:

Mitglied

USt-ID:

beschließen, im Falle der Auftragserteilung eine Arbeitsgemeinschaft zu bilden und erklären1, dass der be-
vollmächtigte Vertreter die Mitglieder gegenüber dem Auftraggeber rechtsverbindlich vertritt, zur Entgegen-
nahme der Zahlungen mit befreiender Wirkung berechtigt ist und alle Mitglieder als Gesamtschuldner haften.

Ort Datum Unterschrift

Ort Datum Unterschrift

Ort Datum Unterschrift

Ort Datum Unterschrift

1 Die Bietergemeinschaft hat mit ihrem Angebot eine Erklärung aller Mitglieder in Textform abzugeben,
Auf Verlangen der Vergabestelle ist eine von allen Mitgliedern unterzeichnete bzw. fortgeschritten oder qualifiziert signierte Er-
klärung abzugeben.
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Tiefbau und Glasfaserarbeiten



Formblatt 2 
Verpflichtungserklärung zur Tariftreue und Zahlung von Mindestentgelten 

 Stand: Februar 2017 Seite 1 von 5 

Bieter 

      

Vergabenummer Datum 

            

Leistung 

      

Verpflichtungserklärung zur Tariftreue und Zahlung von Mindestentgelten bei einem geschätzten 

Auftragswert ab netto 15.000 Euro 

Tariftreue- und Vergabegesetz Schleswig-Holstein vom 31.05.2013 - TTG (GVOBl. Schl.-H. S. 239) 

Ergänzung des Angebotsschreibens 

Es wird darauf hingewiesen, dass sich die Verpflichtungserklärung gemäß § 4 Ab-

satz 3 Satz 1 des Tariftreue- und Vergabegesetzes Schleswig-Holstein (TTG) hin-

sichtlich der Zahlung des vergaberechtlichen Mindestlohns von 9,99 Euro/Std. nicht 

auf Beschäftigte bezieht, die bei einem Bieter oder Nachunternehmer im EU-

Ausland tätig sind und die Leistung ausschließlich im EU-Ausland erbringen. 

1 Bevorzugte Bieterin bzw. bevorzugter Bieter (Zutreffendes bitte ankreuzen) 

 Ich erkläre/Wir erklären, 

  bevorzugte Bieterin bzw. bevorzugter Bieter gemäß §§ 141 S. 1 und 143 Neuntes Buch Sozial-

gesetzbuch (SGB IX) - Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen - zu sein. In diesem 

Fall findet § 4 Abs. 3 Tariftreue- und Vergabegesetz Schleswig-Holstein (TTG) keine Anwen-

dung (vgl. Ziff. 2b). Weitere Angaben sind unter Ziff. 2c) und 2d) nicht erforderlich. 

  kein(e) bevorzugte Bieterin bzw. bevorzugter Bieter gemäß §§ 141 S. 1 und 143 Neuntes Buch 

Sozialgesetzbuch (SGB IX) - Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen - zu sein. So-

weit das der Fall ist, sind weitere Angaben unter Ziff. 2c) und 2d) erforderlich. 

 (§ 4 Abs. 6 TTG) 

2 Verpflichtung zur Zahlung von Mindestentgelten 

 a) Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, für Leistungen, deren Erbringung dem Geltungsbe-

reich des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes vom 20.04.2009 (BGBl. I S. 799) in der jeweils 

geltenden Fassung unterfällt, meinen/unseren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei der 

Ausführung des Auftrags wenigstens diejenigen Mindestarbeitsbedingungen einschließlich des 

Mindestentgelts zu gewähren, die durch einen bundesweit für allgemein verbindlich erklärten 

Tarifvertrag oder eine nach den §§ 7 oder 11 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes erlassene 

Rechtsverordnung für die betreffende Leistung verbindlich vorgegeben worden ist. Dies gilt ent-

sprechend für Mindestentgelte, die aufgrund der Vorschriften des Mindestarbeitsbedingungen-

gesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 802-2, veröffentlichten berei-

nigten Fassung für den jeweiligen Wirtschaftszweig in der jeweils geltenden Fassung festge-

setzt worden sind (§ 4 Abs. 1 TTG). 

 b) Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, für Leistungen, deren Erbringung nicht dem Gel-

tungsbereich des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes vom 20.04.2009 (BGBl. I S. 799) in der 

jeweils geltenden Fassung unterfallen, meinen/unseren Beschäftigten (ohne Auszubildende, 

Praktikantinnen und Praktikanten, Hilfskräfte und Teilnehmende an Bundesfreiwilligendiensten) 

bei der Ausführung der Leistung wenigstens ein Mindeststundenentgelt von 9,99 Euro (brutto) 
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zu zahlen (§ 4 Abs. 3 S. 1 TTG). 

 c) Art der tariflichen Bindung (Zutreffendes bitte ankreuzen bzw. ausfüllen) 

  Für mein/unser Unternehmen liegt eine tarifliche Bindung vor. Die tarifliche Bindung ist 

von folgender Art 

      

  Für mein/unser Unternehmen besteht keine tarifliche Bindung. 

 (§ 4 Abs. 3 S. 2 TTG) 

 d) Höhe der im Rahmen der Auftragsdurchführung zu zahlenden Stundensätze (Bitte ausfül-

len) 

 Für die im Rahmen dieser Auftragsdurchführung eingesetzten Beschäftigten zahle ich/zahlen 

wir folgende Mindeststundenentgelte (Bitte tatsächlich zu zahlende Stundensätze eintragen) 

      

 (§ 4 Abs. 3 S. 2 TTG) 

 e) Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, soweit die Voraussetzungen von mehr als einer der 

unter Buchst. a) und b) getroffenen Regelungen erfüllt sind, für meine/unsere Beschäftigten die 

jeweils günstigste Regelung anzuwenden (§ 4 Abs. 4 TTG). 

 f) Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns dafür zu sorgen, dass Leiharbeitnehmerinnen und 

Leiharbeitnehmer im Sinne des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 03. Februar 1995 (BGBl. I S. 158) in der jeweils geltenden Fassung bei der 

Ausführung der Leistung für die gleiche Tätigkeit ebenso entlohnt werden wie meine/unsere re-

gulär Beschäftigten (§ 4 Abs. 5 TTG). 

3 Nachunternehmer und Verleiher von Arbeitskräften 

 Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, 

 a) für den Fall, dass die übernommenen Leistungen durch Nachunternehmer ausgeführt oder ent-

liehene Arbeitskräfte beschäftigt werden, auch von meinen/unseren Nachunternehmern und 

den Verleihern von Arbeitskräften eine Verpflichtungserklärung im Sinne des § 4 TTG abgeben 

zu lassen. Ich erkläre/Wir erklären, dass sich diese Verpflichtung entsprechend auf alle weite-

ren Nachunternehmer des Nachunternehmers erstreckt (§ 9 Abs. 1 TTG), 

 b) meine / unsere Nachunternehmer und Verleiher von Arbeitskräften sorgfältig auszuwählen (§ 9 

Abs. 2 S. 1 TTG), 

 c) die Angebote der Nachunternehmer und Verleiher von Arbeitskräften daraufhin zu überprüfen, 

ob sie auf der Basis der nach § 4 TTG maßgeblichen tarifvertraglichen Mindestarbeitsentgelte 

und Mindestarbeitsbedingungen bzw. mindestens auf Basis des festgelegten vergabespezifi-

schen Mindestlohns kalkuliert sein können (§ 9 Abs. 2 S. 2 TTG), 

 d) die von den Nachunternehmern und Verleihern von Arbeitskräften abgegebene Verpflichtungs-

erklärung gemäß § 4 TTG dem Auftraggeber vorzulegen (§ 9 Abs. 3 Nr. 1 TTG), 
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 e) bei Vertragslaufzeiten von länger als drei Jahren von den Nachunternehmern und Verleihern 

von Arbeitskräften jeweils mit Ablauf von drei Jahren nach Vertragsschluss zur Weitergabe an 

den Auftraggeber eine Eigenerklärung des Inhalts zu verlangen, ob die Bedingungen der abge-

gebenen Erklärung gemäß § 4 TTG nach wie vor eingehalten werden (§ 9 Abs. 3 Nr. 2 TTG), 

 f) Nachunternehmer davon in Kenntnis zu setzen, dass es sich um einen öffentlichen Auftrag 

handelt (§ 9 Abs. 3 Nr. 3 TTG), 

 g) bei der Weitergabe von Bauleistungen an Nachunternehmer die Vergabe- und Vertragsordnung 

für Bauleistungen (VOB), Teil B, Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bau-

leistungen (VOB/B) in der Fassung vom 31. Juli 2009 (BAnz. Nr. 155 a vom 15. Oktober 2009), 

zuletzt geändert durch Bekanntmachung vom 26. Juni 2012 (BAnz. AT 13. Juli 2012 B3), bei 

der Weitergabe von Dienstleistungen die Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen (VOL), 

Teil B, Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B) vom 05. 

August 2003 zum Vertragsbestandteil zu machen (§ 9 Abs. 3 Nr. 4 TTG), 

 h) den Nachunternehmern keine, insbesondere hinsichtlich der Zahlungsweise, ungünstigeren 

Bedingungen aufzuerlegen, als sie zwischen dem mir/uns und dem Auftraggeber vereinbart 

werden (§ 9 Abs. 3 Nr. 5 TTG). 

4 Prüfung des Auftraggebers bei unangemessen niedrigen Angeboten 

 Erscheint dem Auftraggeber der Endpreis oder die Kalkulation der Arbeitskosten in dem Sinne unge-

wöhnlich niedrig, dass Zweifel an der Einhaltung der Pflichten aus einer Tariftreueerklärung nach 

§ 4 TTG bestehen und führt er deswegen eine Prüfung durch, verpflichte ich mich/verpflichten wir uns, 

dem Auftraggeber Unterlagen vorzulegen, aus denen ersichtlich ist, dass im Rahmen der dem Ange-

bot zugrunde liegenden Kalkulation zumindest die Mindeststundenentgelte und die Mindestarbeitsbe-

dingungen bzw. der vergabespezifische Mindestlohn im Sinne des § 4 TTG berücksichtigt worden 

sind. Bei Bedarf werde ich/werden wir die Unterlagen erläutern (§ 10 Abs. 2 TTG). 

5 Kontrolle durch den Auftraggeber 

 Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, 

 a) dem Auftraggeber bei einer Kontrolle die Entgeltabrechnungen, die Unterlagen über die Abfüh-

rung von Steuern, Abgaben und Beiträgen gemäß § 7 TTG sowie die zwischen mir/uns und 

Nachunternehmern abgeschlossenen Verträge vorzulegen, damit der Auftraggeber die Einhal-

tung der mir/uns sowie den Nachunternehmern und den Verleihern von Arbeitskräften auf 

Grund des Tariftreue- und Vergabegesetzes Schleswig-Holstein auferlegten Verpflichtungen 

prüfen kann. Auf Verlangen des Auftraggebers werde ich weitere Auskünfte erteilen (§ 11 Abs. 

1 S. 1 und S. 2 TTG), 

 b) meine/unsere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf die Möglichkeit solcher Kontrollen 

durch den Auftraggeber hinzuweisen (§ 11 Abs. 1 S. 3 TTG), 

 c) dem Auftraggeber ein entsprechendes Auskunfts- und Prüfrecht bei der Beauftragung von 

Nachunternehmern und von Verleihern von Arbeitskräften einräumen zu lassen (§ 11 Abs. 1 

S. 4 TTG), 
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 d) bei der Vergabe von Dienstleistungen gemäß § 2 Abs. 1 und Abs. 3 TTG, deren Vertragslauf-

zeit länger als drei Jahre andauert, für mich/uns sowie die eingeschalteten Nachunternehmer 

und Verleiher von Arbeitskräften entsprechend § 9 Abs. 1 TTG jeweils mit Ablauf von drei Jah-

ren für die gesamte Vertragslaufzeit eine Eigenerklärung darüber abzugeben, dass zumindest 

die der abgegebenen Verpflichtungserklärung gemäß § 4 TTG zugrunde gelegten Mindestent-

gelte und Mindestarbeitsbedingungen oder der vergabespezifische Mindestlohn noch gewährt 

werden (§ 11 Abs. 2 TTG), 

 e) vollständige und prüffähige Unterlagen zur Prüfung der Einhaltung der Vorgaben des § 4 TTG 

bereitzuhalten und auf Verlangen dem Auftraggeber binnen einer angemessenen Frist vorzule-

gen und zu erläutern. Ich werde/Wir werden die Einhaltung dieser Pflicht durch die beauftragten 

Nachunternehmer und Verleiher von Arbeitskräften entsprechend § 9 Abs. 1 TTG sicherzustel-

len (§ 11 Abs. 3 S. 1 TTG). 

6 Sanktionen 

 a) Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, für jeden schuldhaften Verstoß gegen die Verpflich-

tungen aus einer Verpflichtungserklärung nach § 4 TTG eine Vertragsstrafe in Höhe von ein 

Prozent des Netto-Auftragswerts, bei mehreren Verstößen zusammen bis zur Höhe von fünf 

Prozent des Netto-Auftragswerts, zu zahlen. Diese Verpflichtung gilt auch für den Fall, dass der 

Verstoß durch einen von mir/uns eingesetzten Nachunternehmer oder einen von diesem einge-

setzten Nachunternehmer oder von einem Verleiher von Arbeitskräften begangen wird, es sei 

denn, dass ich/wir den Verstoß bei Beauftragung des Nachunternehmers und des Verleihers 

von Arbeitskräften nicht kannte(n) und unter Beachtung der Sorgfaltspflicht eines ordentlichen 

Kaufmanns auch nicht kennen musste(n) - § 12 Abs. 1 TTG. 

 b) Die schuldhafte Nichterfüllung der Verpflichtungen aus einer Verpflichtungserklärung nach 

§ 4 TTG durch den Auftragnehmer, seine Nachunternehmer und die Verleiher von Arbeitskräf-

ten sowie schuldhafte Verstöße gegen die Verpflichtungen des Auftragnehmers aus 

§ 9 Abs. 1 TTG berechtigen den Auftraggeber zur fristlosen Kündigung des Bau- oder Dienst-

leistungsvertrags oder zur Auflösung des Dienstleistungsverhältnisses (§ 12 Abs. 2 TTG). 

 c) Mir/uns ist bekannt, dass bei einem nachweislichen Verstoß gegen die Verpflichtung aus einer 

Verpflichtungserklärung nach § 4 TTG oder gegen eine Verpflichtung aus § 9 Abs. 1 S. 1 TTG 

der Auftraggeber mich/uns wegen mangelnder Eignung für die Dauer von bis zu drei Jahren 

von der Teilnahme am Wettbewerb um Aufträge ausschließen soll (Auftragssperre) -  

§ 13 Abs. 1 S. 1 TTG. 

7 Überprüfung durch die zuständige Behörde 

 Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, 

 a) der zuständigen Behörde für mich/uns und meine/unsere Nachunternehmer und den Verleihern 

von Arbeitskräften vollständige, aktuelle und prüffähige Unterlagen für die Überprüfungen nach 

§ 15 Abs. 2 bis Abs. 5 TTG bereitzuhalten und diese Unterlagen auf Verlangen der zuständigen 

Behörde unverzüglich zur Überprüfung vorzulegen; dies kann auch eine Überprüfung vor Ort 

beinhalten (§ 15 Abs. 1 und Abs. 3 S. 1 TTG), 
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 b) auf Anforderung der zuständigen Behörde zusätzliche Unterlagen vorzulegen und Auskünfte zu 

erteilen (§ 15 Abs. 2 TTG). 

     

Ort  Datum  Unterschrift Bieter *) 

*) Nur erforderlich, wenn die Verpflichtungserklärung nicht gleichzeitig mit dem Angebot vorgelegt wird 

     

Ort  Datum  Unterschrift Nachunternehmer 

 

     

Ort  Datum  Unterschrift Verleiher von Arbeitskräften 

 



Formblatt 3 – Erklärung des Auftragnehmers zur Kenntnisnahme der Zuwendungsvoraussetzungen 

und Nebenbestimmungen 

 

Name des Auftragnehmers:  

…………………………………………………………………………………………………………. 

Unternehmenssitz: 

…………………………………………………………………………………………………………. 

vertreten durch: 

…………………………………………………………………………………………………………. 

(Auftragnehmer) 

 

erklärt gegenüber dem  

Breitbandzweckverband Südangeln 

Toft 7, 24860 Böklund 

(Zuwendungsempfänger) 

folgendes: 

Der Zuwendungsempfänger hat mit Bescheid vom 21.03.2017 durch das Bundesministerium für 

Verkehr und digitale Infrastruktur Fördermittel gemäß Ziff. 3.1 / 3.2 (Unzutreffendes bitte streichen) 

der Richtlinie „Förderung zur Unterstützung des Breitbandausbaus in der Bundesrepublik 

Deutschland“ bewilligt bekommen. Der Bewilligungsbescheid, der Änderungsbescheid vom 

21.09.2017 und die dazugehörenden Nebenbestimmungen enthalten Zuwendungsvoraussetzungen, 

die der Zuwendungsempfänger bei der Planung und Durchführung des geförderten Projektes zu 

beachten hat. 

Der Auftragnehmer erklärt, den Bewilligungsbescheid, den Änderungsbescheid vom 21.09.2017 und 

die dazugehörigen Nebenbestimmungen sowie die hieraus erwachsenden Verpflichtungen zur 

Kenntnis genommen zu haben. Es ist dem Auftragnehmer bekannt, dass eine Nichteinhaltung der 

Vorgaben zu einer Rückforderung der bewilligten und ausgezahlten Fördermittel durch den 

Zuwendungsgeber führen und einen Regressanspruch des Zuwendungsempfängers gegenüber dem 

Auftragnehmer begründen kann. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, im Rahmen seiner Tätigkeit 

die Zuwendungsvoraussetzungen für das geförderte Projekt einzuhalten. 

 

…………………………………………………………………………………………………………. 

Für den Auftragnehmer (Unterschrift), Ort, Datum 
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Bieter 

      

Vergabenummer Datum 

            

Leistung 

      

Erklärung, dass die Voraussetzungen für eine Auftragssperre nicht erfüllt sind bei einem geschätzten 

Auftragswert ab netto 25.000 Euro 

§ 16 Abs. 5 S. 1 in Verbindung mit § 13 Abs. 1 Tariftreue- und Vergabegesetz Schleswig-Holstein vom 

31.05.2013 - TTG (GVOBl. Schl.-H. S. 239) 

1 Regelung des § 13 Abs. 1 Tariftreue- und Vergabegesetz Schleswig-Holstein 

1.1 Hat der Auftragnehmer nachweislich gegen die Verpflichtung aus einer Verpflichtungserklärung nach § 4 

TTG oder gegen seine Verpflichtung aus § 9 Abs. 1 S. 1 TTG verstoßen, soll der öffentliche Auftragge-

ber ihn wegen mangelnder Eignung für die Dauer von bis zu drei Jahren von der Teilnahme am Wettbe-

werb um Aufträge ausschließen (Auftragssperre). 

2 Erklärung des Bieters gemäß § 16 Abs. 5 S. 1 Tariftreue- und Vergabegesetz Schleswig-

Holstein 

2.1 Die nachfolgende Erklärung, dass die Voraussetzungen für eine Auftragssperre nicht vorliegen, sind 

gemäß § 16 Abs. 5 S. 1 TTG vom Bieter und auch von allen Nachunternehmern und Verleihern von 

Arbeitskräften abzugeben. 

 Erklärung des Bieters 

 Erklärung des Nachunternehmers, Name des Nachunternehmers 

      

 Erklärung des Verleihers von Arbeitskräften, Name des Verleihers 

      

Ich erkläre/Wir erklären, dass die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach § 13 Abs. 1 TTG nicht vorlie-

gen. 

     

Ort  Datum  Unterschrift 
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